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An die Anwohner-
innen und Anwoh-
ner der Keupstraße
An die Interessen-
gemeinschaft 
Keupstraße

Wir sind entsetzt über den
Bombenanschlag in der Keup-
straße. Wir wünschen allen Ver-
letzten eine baldige Genesung.
Es gibt Schwerverletzte, aber
keine Toten. Wir hoffen, dass
niemand längere gesundheitli-
che Schäden davon trägt. Wir
fordern die Stadt Köln und das
Land NRW auf, Hilfsmaßnah-
men schnell und unbürokra-
tisch zu organisieren.

Der Bombenanschlag
mittels einer Nagel-Streubombe
ist zutiefst menschenverach-
tend und wurde von den An-
wohnerinnen und Anwohnern
als „Krieg“ empfunden. Dass
keine Menschen dabei zu Tode
gekommen sind, grenzt an ein
Wunder.

Das Leben in der Keupstra-
ße ist lebendig, vielfältig und
liebenswert, über Jahrzehnte
ein Stück gewachsenes Köln.
Wer auch immer die Täter wa-
ren, dieser Anschlag wird auch
die vielen türkischen und kurdi-
schen Kölnerinnen und Kölner
verunsichern, Nationalismus,
Rassismus, Hass und Zwie-
tracht schüren. Deshalb erklä-
ren wir ganz deutlich: Unsere
Solidarität gehört allen Men-
schen in der Keupstraße, gleich
welcher Nationalität und Glau-
bensrichtung. 

Der Fall muss aufgeklärt
werden, damit die Menschen in
Köln friedlich zusammenleben
können.
Mitgliederversammlung 
der PDS Offenen Liste, 
Köln, den 10. Juni 2004

Flughafen Köln/Bonn plant 
drastische Lohnsenkungen
Auf der Sitzung des Finanzausschusses am 21.
Juni wurde ein Antrag der Verwaltung zur
Gründung einer Tochtergesellschaft des Flug-
hafens Köln/Bonn GmbH (FKB) ohne Votum
in den Rat überwiesen. Danach könnte die Vor-
lage am 24. Juni im Rat beschlossen werden.
Am 23. Juni findet eine Betriebsversammlung
der FKB statt. Die Grünen hatten vor der Sit-
zung des Finanzausschusses noch behauptet,
die Vorlage würde vertagt. 

DDeerr  PPDDSS  LLaannddeessvvoorrssttaanndd  NNRRWW,,  PPaauull  SScchhääffeerr
((LLaannddeesssspprreecchheerr))  uunndd  ddaass  RRaattssmmiittgglliieedd  ddeerr
PPDDSS  OOffffeennee  LLiissttee  KKööllnn,,  JJöörrgg  DDeettjjeenn  eerrkklläärreenn
ggeemmeeiinnssaamm::
Die PDS Offene Liste Köln und der PDS Lan-
desvorstand lehnen die Gründung einer
100%igen Tochtergesellschaft des Flughafens
Köln/Bonn GmbH (FKB) generell ab. Eine
derartige Betriebsaufspaltung führt zu massi-
ven Lohn- und Gehaltseinbußen und unter-
gräbt das gesamte Tarifgefüge in Nordrhein-
Westfalen.

Die Stadt Köln hat am Stammkapital der
FKB einen Anteil von 31,12%, Bonn 6,06%, der
Rhein-Sieg-Kreis 0,59%, der Rheinisch-Bergi-
sche Kreis 0,35%. Das Land NRW hält einen
Anteil von 30,94%. Darüber hinaus hat der
Bund einen Anteil von 30,94%. Eine Zustim-
mung der Stadt Köln ist nötig, weil derartige
Beteiligungsverhältnisse eine 3/4–Mehrheit er-
forderlich machen.

Der vorliegende Entwurf eines
Gesellschaftervertrages für ein neues Unterneh-
men sieht als entscheidenden Gegenstand des
Unternehmens „die Überlassung von Arbeiter-
nehmern an vorgenannte Gesellschaft“ – ge-
meint ist die Flughafen Köln/Bonn GmbH – vor.

180 Arbeiternehmerinnen und Arbeitneh-
mer sollen noch in diesem Jahr von der neuen
Tochtergesellschaft übernommen werden. Die
Geschäftsführung der FKB will das Auslaufen
der befristeten Arbeitsverhältnisse als Erpres-
sungsmittel nutzen. Lapidar wird mitgeteilt,
eine „Weiterbeschäftigung unter den derzeiti-
gen Rahmenbedingungen sei nicht möglich“.
Die Geschäftsführung denkt an „Einsparpoten-
ziale von mittelfristig sechs bis acht Prozent
bzw. 1,8 bis 2,6 Mio. Euro.“  Da das neue
Unternehmen auch eine hochdotierte Ge-

schäftsführung und eigene Infrastruktur
braucht, muss man von Einkommensverlusten
von mehr als 25% für die Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer ausgehen. Beim Frankfurter
Flughafen gibt es schon eine ähnliche Kon-
struktion. Dort liegen die Löhne bei dem ausge-
gliederten Unternehmen unter den schlechtbe-
zahlten Wach- und Sicherheitsunternehmen.
Darüber hinaus strebt die Geschäftsführung
der FKB eine weitgehende Flexibilisierung der
Arbeitszeiten an.

Bereits jetzt gibt es rund um den Köln-
Bonner Flughafen zahlreiche Unternehmen
mit großem Lohngefälle. Durch eine Betriebs-
aufspaltung wird diese Entwicklung völlig ent-
hemmt. Wenn eine derartige Betriebsaufspal-
tung eines öffentlichen Unternehmens Schule
macht und gleiche Arbeiten ungleich bezahlt
werden, wäre das ein zentraler Angriff auf das
gesamte Tarifgefüge des Öffentlichen Dienstes
und eine Aufspaltung öffentlicher und kommu-
naler Unternehmen.

Die PDS Offene Liste unterstützte die
Sportdemo gegen die Kürzungen beim
Breitensport
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Reinigungsfrauen 
müssen höhergruppiert
werden!
Die Stadt Köln hatte Ende 2003 noch 489
Reinigungsfrauen beschäftigt. Seit Jahren
wird das Personal reduziert und die Reini-
gung von städtischen Dienststellen fremd-
vergeben. In jährlich wiederkehrenden Be-
richten rechnet die Verwaltung immer
wieder vor, dass die Reinigungsleistungen
und Reinigungskosten bei Fremdfirmen
billiger seien. Über die Qualität der Reini-
gung spricht niemand und über die Be-
zahlung auch nicht. Die Reinigungskräfte
der Stadt Köln sind in der niedrigsten
Lohngruppe eingruppiert. 

Die Ersparnisse über Fremdfirmen
lassen darauf schließen, dass deren Reini-
gungskräfte noch schlechter bezahlt wer-
den. Dass ein solches Verfahren nicht mo-
tiviert, kann man sich gut vorstellen. Das
wird vermutlich auch ein Grund dafür
sein, dass der Krankenstand der Beschäf-
tigten 11% beträgt. 

Und das bei einer nach Verwaltungs-
angaben „erfolgreichen“ „Befassung mit
den Ausfallzeiten der Reinigungskräfte“.

Einen Trost gibt es immerhin. Wenn
schon die Gehälter der Reinigungsfrauen
nicht steigen, so wurde schnell zur „Quali-
tätsverbesserung“  ein Workshop mit meh-
reren Vertragspartner durchgeführt, der
unter dem Motto stand: „Qualitätsoffensi-
ve in Partnerschaft und gemeinsamer Ver-
antwortung“. Bestimmt wird bald ein um-
fassendes Gutachten in Auftrag gegeben
werden. Realität ist aber auch, dass die
Reinigungsintervalle insgesamt gestreckt
werden. Ganz im Gegensatz zur Straßen-
reinigung, die Anwohnerinnen und An-
wohner selber bezahlen müssen. Wo

bleibt da das „Saubere Köln“, das sich
schwarz-grün immer wünscht.

Die PDS Offene Liste fragte im Aus-
schuss nach, ob nicht durch eine Höher-
gruppierung der Beschäftigten die Motiva-
tion verbessert werden kann. Es kann
doch nicht angehen, dass diese Frauen be-
sonders schlecht bezahlt werden.

hum, jöd

Widersprüche berechtigt
Anfang Mai erkundigte sich die PDS-Offe-
ne Liste im Sozialausschuss nach der ih-
ren Informationen nach gestiegenen An-
zahl von Widersprüchen gegen Unterstüt-
zungsbescheide für Sozialhilfeempfänger. 
In der Antwort räumte die Verwaltung ein,
dass die Widersprüche von 2002 zu 2003
um ca. 84 % zugenommen haben. Die An-
zahl der Widersprüche in 2004 entspre-
che in den ersten vier Monaten in etwa
der Zahl von 2003.

Dabei ging es im Wesentlichen um die
Anrechnung von Einkommen und Vermö-
gen, z.B. in einer eheähnlichen Gemein-
schaft), um die Ablehnung einmaliger Bei-
hilfen, die Verwehrung von Mehrbedarf
für kostenaufwändige Ernährung und die
Rückforderung von zu Unrecht gezahlten
Leistungen.

Ein Großteil der Widersprüche bezog
sich aber auch auf Ablehnungsbescheide
wegen Zweifeln der Behörde an der Be-
dürftigkeit und auf die zunächst noch be-
stehenden Unklarheiten über die neuen
Bestimmungen im BSHG zum Pflege-
wohngeld.

Immerhin haben rund 9 Prozent der
Widersprüche 2003 zu Änderungen ge-
führt, in den ersten drei Monaten in 2004
waren es 10 Prozent. hum

Leyla Zana ist frei – 
Nach zehn Jah-
ren Haft wurde
sie mit drei wei-
teren kurdi-
schen Parla-
mentariern aus
dem Gefängnis
entlassen. Ley-
la, die 1991 als
erste kurdische
Frau als Vertreterin der prokurdischen „De-
mokratischen Partei“ (DEP) ins türkische
Parlament gewählt wurde, wurde 1994 ver-
haftet und aus politischen Gründen zu 17
Jahren Gefängnis verurteilt. Ihre jetzige Frei-
lassung lässt hoffen, dass die Türkei auf dem
Weg zu einem demokratischen Staat ist.

Seit mehr als vierzig Jahren bemüht
sich die Türkei um eine Mitgliedschaft in
der Europäischen Gemeinschaft. 1999 hat-
te ihr der Europäische Rat eine Fünf-Jah-
resfrist zur Erfüllung der „Kopenhagener
Kriterien“ auf ökonomischem und politi-
schem Gebiet gesetzt. Diese Frist endet
Ende diesen Jahres.

Die politischen Kriterien bedeuten für
ein Land, das in den letzten drei Jahrzehn-
ten zwei Militärdiktaturen erlebt und erlitten
hat, fast eine Revolution. Sie setzen Struk-
turveränderungen voraus, die vor allem in
zwei Bereichen einschneidend sein wer-
den: beim Militär und für die Rechte der
Minderheiten.

Bisher ist das Militär ein eigener Macht-
apparat, der weder dem Verteidigungsminis-
terium unterstellt ist noch irgendeiner parla-
mentarischen Kontrolle unterliegt. Im Natio-
nalen Sicherheitsrat spielt es die herrschen-
de Rolle und bestimmt somit die Politik des
Landes weitgehend allein. Mit den in Gang
gebrachten Reformen soll sich das ändern.

Ein zweiter wichtiger Reformplan be-
trifft die Rechte der Minderheiten und in
der Türkei lebenden Nationen, wie der Kur-
den. Hier geht ein erster Schritt auf dem
Wege einer Anerkennung über die Medien:
pro Woche wird ihnen auf den staatlichen
Fernsehkanälen eine halbe Stunde Sende-
zeit in ihren Muttersprachen zugebilligt.
Das bedeutet natürlich noch lange nicht die
amtliche Anerkennung der Rechte der ver-
schiedenen Ethnien. Kritiker der Regierung
wie der Vorsitzende der Arbeitspartei
EMEP, Tüzel, weisen darauf hin, dass nach
wie vor Tausende von politischen Gefange-
nen, vor allem wegen der Kurdenfrage, in
den Gefängnissen sitzen.

Von den politischen Kräften im Lande,
aber auch in der europäischen Öffentlich-
keit, wird es abhängen, dass die von der EU
geforderten Reformen nicht nur formalju-
ristisch in Gesetzestexten festgehalten, son-
dern in der Praxis durchgesetzt werden.
Leyla Zana und ihre Mitstreiter werden auf
diesem Weg mit Sicherheit kritische und
international beachtete Begleiter sein.

Helga Humbach  

„Ausbildungspakt“ genügt nicht
Der statt der ursprünglich geplanten Ausbil-
dungsplatzabgabe für Betriebe, die keine
Lehrstellen bereitstellen, jetzt zwischen Re-
gierung und Industrie geschlossene „Aus-
bildungspakt“ genügt nach Ansicht der Ge-
werkschaften nicht. Der Kölner DGB for-
dert statt der von der Kölner Wirtschaft an-
gekündigten Zahl von 500 zusätzlichen
Ausbildungsplätzen eine Verdoppelung.
Der Hintergrund: Am 31. Mai waren 5072
Jugendliche im IHK-Bezirk Köln (Köln,
Bergisch Gladbach und Brühl) ohne Ausbil-
dungsplatz. Dieser Zahl standen 2340 Aus-
bildungsplätze gegenüber. 

Die PDS-Offene Liste fordert vor allen
Dingen eine Verbesserung des Angebots
an Ausbildungskräften bei der Stadt Köln
im gewerblich-technischen Bereich. Hier
ist die Zahl der Ausbildungsplätze von 135
im Jahr 2002 auf ganze zehn (10!) zurück-
gegangen. In der Ratssitzung verweist
Jörg Detjen auf den Appell von Regierung
und Wirtschaftsverbänden im „Ausbil-

dungspakt“, der besagt: „Wir setzen dar-
auf, dass die Verantwortlichen in den Län-
dern und Kommunen diese Initiativen
und Maßnahmen uneingeschränkt fortset-
zen, weiter ausbauen und sich so in diesen
Punkt einbringen.“

Aus dem Ratsantrag:
Die Verwaltung wird beauftragt, dem
Rat einen Vorschlag zu unterbreiten,
wie die Ausbildungsplätze im gewerb-
lich-technischen Bereich langfristig wie-
der auf den alten Stand von 2002 ge-
bracht und weiterentwickelt werden
können und dabei aufzuzeigen, wie der
Anteil der Schulabgänger mit Migra-
tionshintergrund unter den Auszubil-
denden verbessert werden kann.

Außerdem wird die Verwaltung ge-
beten darzustellen, wo aktuell gewerb-
lich-technische Ausbildung innerhalb ih-
rer Ämter stattfindet.
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Offene
Liste

In den Bezirksvertretungen
Innenstadt

Nippes 
Ehrenfeld

■■ Nippes

Ratsmehrheit setzt 
ihre familienfeindliche
Politik fort
Seit Jahren verfolgen CDU und Grüne im
Rat der Stadt Köln eine Sparpolitik auf
dem Rücken der Bürgerinnen und Bürger
unserer Stadt. Aktuell ist die Ratsmehrheit
dabei, das Netz der Erziehungsberatungs-
stellen zu zerschlagen. In diesen Bera-
tungsstellen können sich Familien Rat und
Hilfe in Fragen der Pädagogik einholen.
Oft brauchen Familien Unterstützung
während Trennung und Ehescheidung.
Kinder sind durch die Trennung der Eltern
oft stark verunsichert, das Risiko, dass die-
se Kinder Probleme in der Schule oder im
Umgang mit andern Kindern haben,
steigt. Professionelle Hilfe in der Bera-
tungsstelle ist angezeigt. In den Beratungs-
stellen arbeiten bisher sogenannte multi-
professionelle Teams. Sozialarbeiter,
Psychologen und Therapeuten helfen hier
unbürokratisch. Nur durch zeitnah geleis-
tete Hilfe ist es möglich, dass sich Proble-
me in den Familien nicht manifestieren.
Ist ein Problem in der Familie lange Zeit
„unbearbeitet“, wird dies oft extremer.
Kinder und Eltern leiden, der Nachwuchs
reagiert nicht selten mit Verhaltensauffäl-
ligkeiten. Oft werden dann sehr kostenin-
tensive Maßnahmen notwendig. Dass Hil-
fe für Familien mit Schwierigkeiten in der 
schwarz-grünen Koalition keine hohe
Priorität genießt, ist hinlänglich bekannt.
Überraschend ist die Kurzsichtigkeit, mit
der in Köln Politik gemacht wird. Den
zahlreich vorhandenen Pädagogen in den
Reihen von CDU und Grüne müsste ei-
gentlich klar sein, dass der Abbau dieser
präventiven Hilfsangebote zu einem star-
ken Anstieg teurer Hilfsmaßnahmen führt
und der Haushalt damit ungleich mehr be-
lastet wird.

Das bisher bestehende Angebot wurde
sehr gut angenommen, teilweise waren
die Beratungsstellen überlastet, lange
Wartezeiten die Folgen.

Nun soll die Nippesser Beratungsstel-
le, im Tausch mit Mülheim, geschlossen
werden. Die BV Nippes hat sich berechtig-
terweise gegen die Schließung „ihrer” Be-
ratungsstelle ausgesprochen. Es bleibt
aber festzuhalten, dass alle bestehenden
Beratungsstellen auch weiterhin erhalten
bleiben müssen. Die Bürger dürfen sich
ebenso wenig wie Lokalpolitiker gegen-
einander ausspielen lassen. Kinder, Ju-
gendliche und deren Eltern haben ein
Recht auf Beratung (§ 1(3),Satz 2, §§ 17,

18, 28 SGB VIII). Die Schließung von Fa-
milienberatungsstellen steht in einem
krassen Widerspruch zu dem Leitbild der
Stadt Köln. In diesem Leitbild ist eine fa-
milienfreundliche Politik der Stadt Köln
als Ziel festgelegt.  Michael Weisenstein

■■ Lindenthal/Marsdorf

Keine Sonntags-
öffnungen auf der
grünen Wiese
Seitdem sich die Konsensrunde zum La-
denschluss auf ein Verfahren für Sonn-
tagsöffnungen nach langer Diskussion
verständigt hatte (einen Sonntag im Quar-
tal mit einem Stadtteilbezug, ohne Innen-
stadt), den auch die Kirchen und die Ge-
werkschaften mit tragen konnten, versu-
chen die Geschäftsleute in Marsdorf,
ebenfalls Sonntagsöffnungen durchzuset-
zen. Die Interessengemeinschaft West-
Kreuz-Köln e.V., angeführt von Möbel
Trösser und dem Realkauf, hatten für Sep-
tember und Oktober im Gewerbegebiet (!)
Sonntagsöffnungen beantragt. In der Ver-
waltungsvorlage steht: „Diese auf regelmä-
ßige Wiederkehr angelegten Veranstaltun-
gen sind geeignet, eine Vielzahl von Besu-
chern anzuziehen.“

Dass derartige Veranstaltungen über-
haupt keinen Stadtteilbezug haben, ist of-
fensichtlich. Nur die Verwaltung wollte ihr
Konzept durchsetzen und war für Argu-
mente verschlossen. Die Kirchen können
ja Info-Stände durchführen, war da zu hö-
ren.

Nachdem die Kirchen und der DGB
deutlich erklärten, dass können sie nicht
mittragen, mussten sogar die CDU und
Grüne im Wirtschaftsausschuss der Ver-
waltung klar sagen, so gehe es nicht. Ein
weiteres Gespräch der Verwaltung mit
DGB und Kirchen scheiterte.

Bleibt zu hoffen, dass schwarz-grün
bei ihrem derzeitigen Wahlkampfverspre-
chen bleibt und im Rat zusammen mit der
PDS Offenen Liste und der SPD die
Sonntagsöffnungen in Marsdorf stoppt.

Jörg Detjen

■■ Innenstadt

Edelmarkt muss noch
warten
Eigentlich sollte es schon am 9. Juli losge-
hen mit dem Edelshoppen auf dem Heu-
markt, jetzt dauert es doch noch ein biss-
chen länger. Offizieller Grund für die Ver-
zögerung bei der Eröffnung des Kölner

„Viktualienmarktes“ (so heißt das Mün-
chener Vorbild schon seit Jahrhunderten)
ist die „endlose Geschichte“ mit der Heu-
markt-Pflasterung. Jetzt, nach dem Ein-
treffen der letzten noch fehlenden 1000
Steine, ist Land in Sicht für die noch brach
liegende Hälfte des Platzes, und damit
auch für den Markt.

So ganz scheint aber auch das Projekt
noch nicht zu stehen. Bisher sind erst 23
von ursprünglich 40 geplanten Verkaufs-
ständen besetzt, der Projektor ist guter
Hoffnung, bis zum 9. Juli auf die mit der
Stadt vereinbarte Mindestzahl von 30 zu
kommen. „Notfalls will er die fehlenden
Stände selbst betreiben“, verlautet aus
dem zuständigen Verwaltungsamt.

Der Markt ist als „Entree“ für das Vier-
tel um die Gürzenichstraße und darüber
hinaus bis zur Schildergasse/Hohe Straße
gedacht. Nicht so sehr der Einkauf des täg-
lichen Bedarfs an Lebensmitteln („Viktua-
lien“), wie z.B. auf dem Wilhelmplatz oder
herkömmlichen Wochenmärkten, steht an
erster Stelle, sondern ein Angebot von ed-
len Weinen, exklusivem Gemüse, Obst
oder Fisch- und Fleischspezialitäten.

Daneben laden Imbissstände statt zu
Kölsch und Currywurst zu Sekt, Austern
oder Crêpes ein, damit die Kunden edel
gestärkt und positiv motiviert zu weiteren
Einkaufstaten aufbrechen können. Na
denn, „gut cash“, oder wie immer die
marktspezifische Entsprechung zum
„Waidmansheil“ der Jäger lautet.

hum

Sonntag, 21. November ‘04

gefördert vom Ministerium für Gesundheit, Soziales, Frauen und Familie

Am 21. November finden in Köln die
Wahlen zum Integrationsrat statt. Der
Rat wird auf seiner Juni-Sitzung eine
Wahlordnung verabschieden. Der Inte-
grationsrat hat mehr Rechte als der
Ausländerbeirat. In den nächsten 
Wochen werden sich Listen bilden und
die Kandidatinnen und Kandidaten no-
miniert werden.
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Seit Sommer letzten Jahres kann die Polizei
– so durch § 15a Polizeigesetz NRW gesetz-
lich durch den Landtag ermächtigt – „zur
Verhütung von Straftaten einzelne öffentlich
zugängliche Orte, an denen wiederholt Straf-
taten begangen wurden und deren Beschaf-
fenheit die Begehung von Straftaten begün-
stigt, mittels Bildübertragung beobachten und
die übertragenen Bilder aufzeichnen, solange
Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass
an diesem Ort weitere Straftaten begangen
werden.“ Das Auge des Gesetzes darf im en-
gen Fokus dieser Vorschrift Straßen, Plätze
und Parks durch Video überwachen.

Obwohl über die Einrichtung der Daten-
erhebung durch den offenen Einsatz optisch-
technischer Mittel (Videokameras) allein der
Polizeipräsident entscheidet und nicht etwa
rechtskonservative Kreise am Rotkäppchen-
weg rund um den Roncalliplatz, versuchte die
CDU-Ratsfraktion, den Behördenleiter auf
ihre Seite zu ziehen. Flugs organisierte sie am
14.6.2004 ein öffentliches Hearing im Rats-
saal, um für sich Stammtischstimmung zu
machen. Das scheiterte letztlich an der un-
missverständlichen und sachbezogenen Hal-
tung des Polizeisprechers.

Die Grünen beriefen sich auf das Posi-
tionspapier „Sicherheit und Ordnung in der
Stadt“ des Deutschen Städtetages, wonach
den Kommunen ein eigenes Recht – mithin
je nach politischer Großwetterlage im Rats-
saal – zum Einsatz von Videoüberwachung
gesetzlich zugestanden werden soll. Ein
merkwürdiger Ablehnungsgrund: nur eine
Frage der Zuständigkeit?

Derjenige, der die Videoüberwachung
einführen will, muss sich vorhalten lassen,
dem Bürger das Persönlichkeitsrecht auf in-
formelle Selbstbestimmung nehmen zu wol-
len. Die PDS lehnt das entschieden ab.

Die Videoüberwachung im öffentlichen
Raum darf nur zur Verhütung von Straftaten
eingesetzt werden, nicht jedoch flächende-

ckend oder zur Überwachung von Randgrup-
pen.    

Der Polizeisprecher: „Auf der Domplatte
hatten wir voriges Jahr 471 polizeilich regis-
trierte Straftaten, davon 316 Taschendieb-
stähle. Wir sind relativ sicher, dass man die
mit Videoüberwachung nicht wirksam be-
kämpfen kann, denn gerade dort, wo es solch
eine Überwachung gibt – etwa in der
Zwischenebene am Neumarkt – haben wir
sehr hohe Zahlen an Diebstählen. Die beson-
dere Täterklientel lässt sich von Kameras
nicht beeindrucken.“

Domplatte, Ebertplatz, Neumarkt und
Bahnhofsvorplatz sind Orte, an denen sich
ältere Menschen verängstigt fühlen. Aber
nicht wegen der Taschendiebe, sondern
wegen der Bettler.

Eine Gefahr geht von ihnen nicht aus. So
ist es nur ein diffuses Angstgefühl, das durch
Stadtwirtschaftsförderung und City-Marke-
ting bestärkt und instrumentalisiert wird. So
fordern diese Kreise tolldreist eine Video-
überwachung der Hohe Straße und Schilder-
gasse.

Videoüberwachung verhindert keine
Straftat, wie das jüngste Attentat in der Keup-
straße gezeigt hat. Täter und Tatort waren
vorher weder personal noch lokal bestimm-
bar. 

Wolfgang Breuer 

Das Auge des Gesetzes schaut hin:

Videoüberwachung verhütet
keine Straftat

Wahlprogramm der
PDS Offenen Liste
einstimmig verab-
schiedet und Kandi-
daten aufgestellt
Nach über einem Jahr Diskussion
hat die PDS Offene Liste ihr Wahl-
programm zur Kommunalwahl in
Köln verabschiedet: „Sozial und so-
lidarisch in Köln! Alternativen sind
machbar!” So lautet das Motto des
Programms. (Das Programm ist im
Ratsbüro erhältlich). 

Nachdem das Wahlprogramm
verabschiedet worden ist, wurden
am 10. Juni die Kandidatinnen und
Kandidaten der PDS Offenen Liste
gewählt. Menschen mit sechs ver-
schiedenen Migrationshintergrün-
den treten zur Kommunalwahl an.
Mit einer bunten Liste aus Parteilo-
sen, Vertreterinnen und Vertretern
von DIDF und PDS-Mitgliedern
wird die PDS Offene Liste in den
Kommunalwahlkampf ziehen. Jörg
Detjen (PDS), Alef Özlem Demirel
(DIDF), Michael Kellner (PDS), die
parteilose Schriftstellerin Eva
Weissweiler (Autorin vieler Biogra-
phien, Spezialistin für Clara Schu-
mann und Autorin des Buches
„Tussy Marx“, eine Biographie
über Eleanora, die Tochter von
Karl Marx) und Hamide Akbayir
(PDS) führen in dieser Reihenfolge
die Ratsliste an. Mit diesen guten
Kandidatinnen und Kandidaten
und einem guten Programm ist das
Ziel, 4% zu erreichen, realistisch.
Mit Fraktionsstärke im Rat und mit
Vertretern in allen Bezirksparla-
menten wird es der PDS Offene
Liste in Köln gelingen, etwas zu be-
wegen! MW 

26. September

PDS Offene Liste

wählen !


